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Leitsätze des Urteils 

1. Gemeinschaftsmarke — Beschwerdeverfahren — Klage beim Gemeinschafts­
richter — Befugnis des Gerichts, die angefochtene Entscheidung abzuändern — 
Grenzen 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 63 Absatz 3 ) 
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2. Gemeinschaftsmarke — Beschwerdeverfahren — Entscheidung über die Be­
schwerde — Pflicht der Beschwerdekammer — Umfang — Folge eines Verstoßes 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 62 Absatz 1) 

3. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken, die ausschließlich aus Zeichen oder An­
gaben bestehen, die zur Bezeichnung der Merkmale einer Ware oder einer 
Dienstleistung dienen können — Kriterien im Fall einer zusammengesetzten Wort­
marke 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) 

4. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken, die ausschließlich aus Zeichen oder An­
gaben bestehen, die zur Bezeichnung der Merkmale einer Dienstleistung dienen 
können — Wortzusammenstellung „SAT.2" 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) 

5. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben b bis e der Ver­
ordnung Nr. 40/94 — Ziel — Freihaltebedürfnis — Verhältnis zur 
Ausnahmeregelung des Artikels 7 Absatz 3 der Verordnung 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben b bis e und 3) 

6. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken ohne Unterscheidungskraft — Begriff — 
Beurteilungskriterien 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b) 

7. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken ohne Unterscheidungskraft — Prüfung im 
Fall einer zusammengesetzten Marke 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b) 

8. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Beschreibender Charakter und fehlende Unterschei­
dungskraft eines Zeichens — Verhältnis der entsprechenden Bestimmungen 
zueinander 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstaben b und c) 
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9. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken, die ausschließlich aus Zeichen oder An­
gaben bestehen, die zur Bezeichnung der Merkmale einer Ware oder einer 
Dienstleistung dienen können — Beurteilung des beschreibenden Charakters eines 
Zeichens — Ausschließliche Berücksichtigung der in der Anmeldung genannten Wa­
ren- und/oder Dienstleistungskategorien 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c) 

10. Gemeinschaftsmarke — Definition und Erwerb der Gemeinschaftsmarke — Ab­
solute Eintragungshindernisse — Marken ohne Unterscheidungskraft — Wort­
zusammenstellung „SAT.2" 
(Verordnung Nr. 40/94 des Rates, Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b) 

11. Gemeinschaftsmarke — Entscheidungen des Amtes — Eintragungsfähigkeit eines 
Zeichens — Prüfung durch den Gemeinschaftsrichter — Kriterien — Anwendung 
auf die Rüge eines Verstoßes der Entscheidungspraxis des Amtes gegen das Dis­
kriminierungsverbot 

1. Artikel 63 Absatz 3 der Verordnung 
Nr. 40/94 über die Gemeinschafts­
marke sieht zwar vor, dass das Gericht 
die Entscheidung einer Be­
schwerdekammer des Harmonisie­
rungsamts für den Binnenmarkt (Mar­
ken, Muster und Modelle) abändern 
kann. Diese Möglichkeit ist aber 
grundsätzlich nur dann gegeben, wenn 
die Sache entscheidungsreif ist. Dies ist 
nicht der Fall, wenn die Be­
schwerdekammer es versäumt hat, über 
einen Antrag des Klägers in seiner Ge­
samtheit in der Sache zu entscheiden. 

(vgl. Randnr. 18) 

2. Artikel 62 Absatz 1 Satz 1 der Ver­
ordnung Nr. 40/94 über die Gemein­

schaftsmarke sieht vor: „Nach der 
Prüfung, ob die Beschwerde begründet 
ist, entscheidet die Beschwerdekammer 
über die Beschwerde." Diese Pflicht ist 
so zu verstehen, dass die Be­
schwerdekammer über jeden Antrag in 
seiner Gesamtheit entscheiden muss, 
und zwar indem sie ihm entweder 
stattgibt oder ihn als unzulässig oder 
unbegründet zurückweist. Da der Ver­
stoß gegen diese Pflicht den Inhalt der 
vor dem Gericht angefochtenen Ent­
scheidung beeinflussen kann, handelt 
es sich um eine wesentliche Form­
vorschrift, deren Verletzung von Amts 
wegen geprüft werden kann. 

(vgl. Randnr. 19) 

3. Unter Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c 
der Verordnung Nr. 40/94 über die 
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Gemeinschaftsmarke fällt eine Marke 
nur, wenn sie „ausschließlich" aus 
Zeichen oder Angaben besteht, die zur 
Bezeichnung eines Merkmals der be­
anspruchten Waren oder Dienst­
leistungen dienen können. Das bedeu­
tet, dass es im Fall einer Wortmarke, 
die aus mehreren Bestandteilen besteht 
(zusammengesetzte Marke), auf die 
einschlägige Bedeutung der angemel­
deten Wortmarke ankommt, wie sie 
sich aus allen ihren Bestandteilen — 
und nicht nur aus einem — ergibt. 
Ferner sind der Beurteilung nur dieje­
nigen Merkmale der beanspruchten 
Waren oder Dienstleistungen zugrunde 
zu legen, von denen angenommen 
werden kann, dass die maßgeblichen 
Verkehrskreise sie bei ihrer Ent­
scheidung berücksichtigen. Eine zu­
sammengesetzte Wortmarke kann also 
nur als beschreibend gelten, wenn sie 
ausschließlich solche Merkmale be­
zeichnet. 

(vgl. Randnr. 26) 

4. Nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c 
der Verordnung Nr. 40/94 über die 
Gemeinschaftsmarke sind „Marken, 
die ausschließlich aus Zeichen oder 
Angaben bestehen, welche im Verkehr 
zur Bezeichnung der Bestimmung der 
Ware oder der Erbringung der Dienst­
leistung oder zur Bezeichnung sonstiger 
Merkmale der Ware oder Dienst­
leistung dienen können", von der Ein­
tragung ausgeschlossen. 

Das Zeichen SAT.2, um dessen Ein­
tragung für bestimmte Dienstleistungen 
es geht, fällt nicht unter die genannte 
Bestimmung, da es, wenn man davon 
ausgeht, dass es „zweites Satelliten­
programm" bedeutet, zwar zur Be­
zeichnung eines Merkmals bestimmter 
Dienstleistungen dienen kann, von dem 
angenommen werden kann, dass es die 
maßgeblichen Verkehrskreise bei ihrer 
Entscheidung berücksichtigen, nämlich 
der Eigenschaft, im Zusammenhang 
mit der Verbreitung über Satellit zu 
stehen, es aber kein solches Merkmal 
bezeichnet, soweit es angibt, dass es 
sich um ein zweites Programm handelt. 

(vgl. Randnrn. 26-27) 

5. Die absoluten Eintragungshindernisse 
des Artikels 7 Absatz 1 Buchstaben b 
bis e der Verordnung Nr. 40/94 über 
die Gemeinschaftsmarke verfolgen das 
im Allgemeininteresse liegende Ziel, 
dass die von ihnen erfassten Zeichen 
von allen frei verwendet werden kön­
nen. Im Unterschied zu anderen Rech­
ten des geistigen und gewerblichen Ei­
gentums ist Gegenstand des durch die 
Marke gewährten rechtlichen Schutzes 
grundsätzlich nicht das Ergebnis einer 
schöpferischen oder wirtschaftlichen 
Leistung des Rechtsinhabers, sondern 
allein das von ihm „besetzte" Zeichen. 
Um zu vermeiden, dass ein einzelner 
Wirtschaftsteilnehmer einen un­
zulässigen Wettbewerbsvorteil erlangt, 
ist daher die Entstehung eines aus-
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schließlichen Rechts an einem Zeichen 
zu verhindern, das allen zur freien 
Verwendung überlassen bleiben muss. 
Nur für den Fall, dass ein solches Zei­
chen infolge seiner Benutzung von den 
maßgeblichen Verkehrskreisen tat­
sächlich als eine betriebliche Her­
kunftsangabe einer Ware oder einer 
Dienstleistung wahrgenommen wird, 
rechtfertigt diese wirtschaftliche Leis­
tung des Markenanmelders, die oben 
beschriebenen Erwägungen des öffent­
lichen Interesses hintanzustellen. In ei­
nem solchen Fall erlaubt daher Artikel 7 
Absatz 3 der Verordnung Nr. 40/94 die 
Eintragung eines solchen Zeichens als 
Ausnahme von der allgemeinen Regel 
des Artikels 7 Absatz 1 Buchstaben b 
bis d. 

(vgl. Randnr. 36) 

6. Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der 
Verordnung Nr. 40/94 über die Ge­
meinschaftsmarke erfasst insbesondere 
Marken, die aus Sicht der maßgeb­
lichen Verkehrskreise im geschäftlichen 
Verkehr gewöhnlich für die Präsenta­
tion der betreffenden Waren oder 
Dienstleistungen verwendet werden 
oder bezüglich deren zumindest auf­
grund konkreter Hinweise an­
zunehmen ist, dass sie in dieser Weise 
verwendet werden können. Dem­
zufolge lässt sich die Unterscheidungs­
kraft einer Marke zum einen nur für 
die Waren oder Dienstleistungen, für 

die die Eintragung beantragt wurde, 
und zum anderen nur danach beur­
teilen, wie die maßgeblichen Ver­
kehrskreise sie wahrnehmen. 

(vgl. Randnrn. 36-37) 

7. Eine zusammengesetzte Marke ist für 
die Beurteilung ihrer Unterscheidungs­
kraft im Rahmen der Prüfung des ab­
soluten Eintragungshindernisses des 
Artikels 7 Absatz 1 Buchstaben b der 
Verordnung Nr. 40/94 über die Ge­
meinschaftsmarke in ihrer Gesamtheit 
zu betrachten. Dies ist jedoch nicht 
unvereinbar damit, die einzelnen Ele­
mente, aus denen sich die Marke zu­
sammensetzt, getrennt zu prüfen. Eine 
zusammengesetzte Marke fällt nur 
dann unter diese Bestimmung, wenn 
keiner ihrer Bestandteile im Hinblick 
auf die in der Anmeldung be­
anspruchten Waren oder Dienst­
leistungen Unterscheidungskraft be­
sitzt. 

Umgekehrt ist aufgrund der Tatsache, 
dass eine zusammengesetzte Marke nur 
aus Bestandteilen ohne Unterschei­
dungskraft besteht, anzunehmen, dass 
auch die Marke als ganze im ge­
schäftlichen Verkehr gewöhnlich für 
die Präsentation der beanspruchten 
Waren oder Dienstleistungen ver­
wendet werden kann. Dies gilt nur 
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dann nicht, wenn konkrete Anhalts­
punkte — wie etwa die Art der Kom­
bination der verschiedenen Bestand­
teile — dafür vorliegen, dass die zu­
sammengesetzte Marke mehr darstellt 
als die Summe ihrer einzelnen Be­
standteile. 

(vgl. Randnrn. 39, 49, 55) 

8. Ein Zeichen, das die angemeldeten 
Waren oder Dienstleistungen im Sinne 
des Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe c der 
Verordnung Nr. 40/94 über die Ge­
meinschaftsmarke beschreibt, hat keine 
Unterscheidungskraft hinsichtlich die­
ser Waren oder Dienstleistungen im 
Sinne des Artikels 7 Absatz 1 Buch­
stabe b. Diese Auslegung ist nicht un­
vereinbar mit der Regel, nach der diese 
beiden absoluten Eintragungshinder­
nisse jeweils ihren eigenen An­
wendungsbereich haben. Ein einzelnes 
Zeichen, das nach den semantischen 
Regeln der Bezugssprache zur Bezeich­
nung der Merkmale der beanspruchten 
Waren oder Dienstleistungen dienen 
kann, von denen angenommen werden 
kann, dass die maßgeblichen Ver­
kehrskreise sie bei ihrer Entscheidung 
berücksichtigen, kann nämlich aus 
diesem Grund im geschäftlichen Ver­
kehr gewöhnlich für die Präsentation 
der beanspruchten Waren oder der 
Dienstleistungen verwendet werden 
und fällt daher unter Artikel 7 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung Nr. 
40/94. Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe c 

findet hingegen nur Anwendung, wenn 
die angemeldete Marke „ausschließ­
lich" aus solchen Zeichen oder An­
gaben besteht. 

(vgl. Randnr. 40) 

9. Der beschreibende Charakter eines 
Zeichens im Sinne des Artikels 7 
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung 
Nr. 40/94 über die Gemeinschafts­
marke ist in Bezug auf jede einzelne in 
der Anmeldung genannte Waren- und/ 
oder Dienstleistungskategorie zu beur­
teilen. Es kommt für die Beurteilung 
des beschreibenden Charakters eines 
Zeichens in Bezug auf eine bestimmte 
Waren- und/oder Dienstleistungs­
kategorie nicht darauf an, ob der An­
melder der fraglichen Marke ein be­
stimmtes Vermarktungskonzept vor­
sieht oder durchführt, das neben den 
Waren und/oder Dienstleistungen die­
ser Kategorie Waren und/oder Dienst­
leistungen anderer Kategorien umfasst. 
Zum einen ist das Vorliegen eines 
Vermarktungskonzepts nämlich ein 
außerhalb des Rechts aus der Gemein­
schaftsmarke liegender Umstand und 
zum anderen kann sich ein Ver­
marktungskonzept, über das allein das 
betreffende Unternehmen entscheidet, 
nach der Eintragung der Gemein-
schaftsmarke ändern und kann daher 

II - 2844 



SAT.1 / HABM (SAT.2) 

auf die Beurteilung der Eintragbarkeit 
des Zeichens keinerlei Einfluss haben. 

(vgl. Randnr. 45) 

10. Gemäß Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b 
der Verordnung Nr. 40/94 über die 
Gemeinschaftsmarke sind „Marken, 
die keine Unterscheidungskraft ha­
ben", von der Eintragung aus­
geschlossen. Gemäß Artikel 7 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 40/94 finden die 
„Vorschriften des Absatzes 1... auch 
dann Anwendung, wenn die Ein­
tragungshindernisse nur in einem Teil 
der Gemeinschaft vorliegen". 

Dem Zeichen SAT.2, dessen Ein­
tragung für folgende Dienstleistungen 
der Klassen 38, 41 und 42 im Sinne des 
Abkommens von Nizza über die inter­
nationale Klassifikation von Waren 
und Dienstleistungen für die Ein­
tragung von Marken begehrt wurde: 

— Klasse 38: 

„Verbreitung von Hörfunk- und 
Fernsehsendungen/-programmen 
über drahtlose oder draht­

gebundene Netze; Ausstrahlung von 
Film-, Fernseh-, Rundfunk- und 
Bildschirmtext-, Videotext-
Programmen oder -Sendungen; 
Vermittlung und Vergabe von Zu­
gangsberechtigungen für Benutzer 
zu unterschiedlichen Kom­
munikationsnetzen; Tele­
kommunikation; Sammeln, Liefern 
und Übermittlung von Nachrichten, 
Pressemeldungen (auch auf elek­
tronischem Wege und/oder mittels 
Computer); Ton- und Bildüber­
tragung durch Satelliten; Betrieb 
eines Abonnenten-Fernsehdienstes 
(Pay-TV) einschließlich Video-on-
Demand, auch für Dritte als digitale 
Plattform; Dienstleistungen auf 
dem Gebiet der Tele­
kommunikation und einer Infor­
mationsbank; Vermittlung von In­
formationen an Dritte; Verbreitung 
von Informationen über drahtlose 
oder leitungsgebundene Netze; On­
line-Dienste und -Sendungen, näm­
lich Übermittlung von Informatio­
nen und Nachrichten einschließlich 
E-Mail; Betrieb von Netzwerken für 
die Übertragung von Nachrichten, 
Bild, Text, Sprache und Daten; 
Ausstrahlung von Teleshopping-
Sendungen", 

— Klasse 41: 

„Produktion, Reproduktion, Vor­
führung und Vermietung von Fil­
men, Video- und sonstigen Fern­
sehprogrammen; Produktion und 
Reproduktion von Daten, Sprache, 
Text, Ton- und Bildaufnahmen auf 
Video- und/oder Audiokassetten, 
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-bändern und -platten (einschließ­
lich CD-ROM und CD-i) sowie von 
Videospielen (Computerspielen); 
Vorführung und Vermietung von 
Video- und/oder Audiokassetten, 
-bändern und -platten (einschließ­
lich CD-ROM und CDs) sowie von 
Videospielen (Computerspielen); 
Vermietung von Fernsehempfangs­
geräten und Dekodern; Ausbildung, 
Erziehung; Unterhaltung; sportliche 
und kulturelle Aktivitäten; Organi­
sation und Durchführung von 
Show-, Quiz- und Musikver­
anstaltungen sowie Veranstaltung 
von Wettbewerben im Unterhal-
tungs- und Sportbereich, auch zur 
Aufzeichnung oder als Live­
sendung im Rundfunk oder Fern­
sehen; Produktion von Fernseh- und 
Rundfunkwerbesendungen ein­
schließlich entsprechender Gewinn­
spielsendungen; Veranstaltung von 
Wettbewerben im Bildungs-, Un­
terrichts-, Unterhaltungs- und 
Sportbereich; Veranstaltung von 
Fernkursen; Veröffentlichung und 
Herausgabe von Büchern, Zeit­
schriften und anderen Dru­
ckereierzeugnissen sowie ent­
sprechenden elektronischen Medien 
(einschließlich CD-ROM und 
CD-i); Durchführung von Konzert-, 
Theater- und Unterhaltungsver­
anstaltungen sowie von Sportwett­
bewerben; Produktion von Film-, 
Fernseh-, Rundfunk- und BTX, Vi­
deotext-Programmen oder -Sen­
dungen, Rundfunk- und Fernseh­
unterhaltung; Produktion von Fil­
men und Videos sowie anderen 
Bild- und Tonprogrammen bilden­
der, unterrichtender und unterhal­
tender Art, auch für Kinder und 
Jugendliche; Produktion, Re­
produktion, Vorführung und Ver­
mietung von Ton- und Bild­
aufnahmen auf Video- und/oder 

Audiokassetten, -bändern und 
-platten; Theateraufführungen, 
Musikdarbietungen; Aufnahme, 
Übertragung, Speicherung, Ver­
arbeitung und Wiedergabe von Ton 
und Bild; Veranstaltung von Hör­
funk- und Fernsehsendungen/-
programmen; Produktion von Te-
leshopping-Sendungen", 

— Klasse 42: 

„Vergabe, Vermittlung, Ver­
mietung sowie sonstige Verwertung 
von Rechten an Filmen, Fernseh-
und Videoproduktionen sowie an­
deren Bild- und Tonprogrammen; 
Verwaltung und Verwertung von 
Urheberrechten und gewerblichen 
Schutzrechten für andere; Ver­
wertung von Film- und Fernseh­
nebenrechten auf dem Gebiet des 
Merchandising; Entwicklung von 
Software, insbesondere auf dem 
Gebiet von Multimedia, inter­
aktivem Fernsehen und Pay-TV; 
Betrieb von Netzwerken für die 
Übertragung von Nachrichten, Bild, 
Text, Sprache und Daten; tech­
nische Beratung auf dem Gebiet von 
Multimedia, interaktivem Fernse­
hen und Pay-TV (soweit in Klasse 
42 enthalten); Erstellen von Pro­
grammen für die Datenverarbeitung 
einschließlich Video- und Compu­
terspielen; Vermittlung und Ver­
gabe von Zugangsberechtigungen 
für Benutzer zu unterschiedlichen 
Kommunikationsnetzen", 

fehlt es im Hinblick auf die genannten 
Dienstleistungskategorien an Unter-
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scheidungskraft mit Ausnahme der 
folgenden Kategorien von Dienst­
leistungen: 

— „Dienstleistungen einer Informati­
onsbank" der Klasse 38, 

— „Produktion und Reproduktion von 
Daten, Sprache, Text, Ton- und 
Bildaufnahmen auf Video- und/oder 
Audiokassetten, -bändern und 
-platten (einschließlich CD-ROM 
und CD-i) sowie von Videospielen 
(Computerspielen); Vorführung und 
Vermietung von Video- und/oder 
Audiokassetten, -bändern und 
-platten (einschließlich CD-ROM 
und CDs) sowie von Videospielen 
(Computerspielen); Vermietung von 
Fernsehempfangsgeräten und Deko­
dern; Ausbildung, Erziehung; Un­
terhaltung; sportliche und kulturelle 
Aktivitäten; Veranstaltung von 
Wettbewerben im Bildungs-, Unter­
richts-, Unterhaltungs- und Sport­
bereich; Veranstaltung von Fern­
kursen; Veröffentlichung und Her­
ausgabe von Büchern, Zeitschriften 
und anderen Druckereierzeugnissen 
sowie entsprechenden elektro­
nischen Medien (einschließlich CD-
ROM und CD-i); Durchführung von 
Konzert-, Theater- und Unterhal­
tungsveranstaltungen sowie von 
Sportwettbewerben; Produktion von 
Filmen und Videos sowie anderen 
Bild- und Tonprogrammen bilden­
der, unterrichtender und unterhal­
tender Art, auch für Kinder und Ju­
gendliche; Produktion, Re­
produktion, Vorführung und Ver­
mietung von Ton- und 

Bildaufnahmen auf Video- und/oder 
Audiokassetten, -bändern und 
-platten; Theateraufführungen, Mu­
sikdarbietungen" der Klasse 41, 

— „Vergabe, Vermittlung, Vermietung 
sowie sonstige Verwertung von 
Rechten an Filmen, Fernseh- und 
Videoproduktionen sowie anderen 
Bild- und Tonprogrammen; Ver­
waltung und Verwertung von Urhe­
berrechten und gewerblichen 
Schutzrechten für andere; Ver­
wertung von Film- und Fernseh­
nebenrechten auf dem Gebiet des 
Merchandising; Entwicklung von 
Software, insbesondere auf dem 
Gebiet von Multimedia, inter­
aktivem Fernsehen und Pay-TV; 
Betrieb von Netzwerken für die 
Übertragung von Nachrichten, Bild, 
Text, Sprache und Daten; technische 
Beratung auf dem Gebiet von Mul­
timedia, interaktivem Fernsehen und 
Pay-TV (soweit in Klasse 42 ent­
halten); Erstellen von Programmen 
für die Datenverarbeitung ein­
schließlich Video- und Computer­
spielen; Vermittlung und Vergabe 
von Zugangsberechtigungen für Be­
nutzer zu unterschiedlichen Kom­
munikationsnetzen" der Klasse 42. 

Hinsichtlich dieser Dienstleistungen 
besteht die angemeldete Marke näm­
lich aus einer Kombination von Be­
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standteilen, von denen zumindest an­
zunehmen ist, dass sie im ge­
schäftlichen Verkehr gewöhnlich für 
die Präsentation dieser Dienst­
leistungen verwendet werden können. 

Hingegen besitzt das genannte Zeichen 
im Hinblick auf die oben als Ausnahme 
genannten Dienstleistungen Unter­
scheidungskraft. 

Das Zeichen „SAT" bezeichnet näm­
lich kein Merkmal dieser Dienst­
leistungen, von dem anzunehmen ist, 
dass es die maßgeblichen Verkehrs­
kreise bei ihrer Entscheidung berück­
sichtigen, und nichts deutet darauf hin, 
dass es — obwohl nicht be­
schreibend — im geschäftlichen Ver­
kehr gewöhnlich für die Präsentation 
dieser Dienstleistungen verwendet 
werden könnte. 

(vgl. Randnrn. 48, 53-54, 56) 

11. Die von den Beschwerdekammern des 
Harmonisierungsamts für den Binnen­
markt (Marken, Muster und Modelle) 
gemäß der Verordnung Nr. 40/94 zu 
treffenden Entscheidungen über die 
Eintragung eines Zeichens als Ge­
meinschaftsmarke sind keine Er­
messensentscheidungen, sondern ge­
bundene Entscheidungen. Die Eintrag­
barkeit eines Zeichen als Gemein­

schaftsmarke ist daher allein auf der 
Grundlage des einschlägigen Gemein­
schaftsrechts in der Auslegung durch 
den Gemeinschaftsrichter zu über­
prüfen und nicht auf der Grundlage 
einer bestehenden abweichenden Ent­
scheidungspraxis der Be­
schwerdekammern. 

Wird vor dem Gemeinschaftsrichter 
gerügt, dass das Amt gegen das Dis­
kriminierungsverbot verstoßen habe, 
indem es die Eintragung eines be­
stimmten Zeichens abgelehnt habe, 
obwohl es zuvor die Eintragung eines 
gleichartigen Zeichens zugelassen habe, 
sind zwei Fälle denkbar. 

Wenn die Beschwerdekammer in einer 
früheren Sache die Eintragungsfähig­
keit eines Zeichens als Gemeinschafts­
marke bejaht und damit die ein­
schlägigen Vorschriften der Verord­
nung Nr. 40/94 richtig angewandt hat, 
in einer späteren, der ersten ähnlichen 
Sache aber eine gegenteilige Ent­
scheidung getroffen hat, muss der Ge­
meinschaftsrichter die letztere Ent­
scheidung wegen Verstoßes gegen die 
einschlägigen Vorschriften der Verord­
nung Nr. 40/94 aufheben. In diesem 
ersten Fall ist die Rüge eines Verstoßes 
gegen das Diskriminierungsverbot da­
her nicht erheblich. Wenn die Be­
schwerdekammer dagegen in einer 
früheren Sache die Eintragungsfähig­
keit eines Zeichens als Gemeinschafts-
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marke zu Unrecht bejaht hat und in 
einer späteren, der ersten ähnlichen 
Sache eine gegenteilige Entscheidung 
erlassen hat, kann die erstere nicht zur 
Begründung einer Klage auf Aufhebung 
der letzteren Entscheidung angeführt 
werden, da die Beachtung des Grund­
satzes der Gleichbehandlung nämlich 
mit der Beachtung des Gebots recht­
mäßigen Handelns in Einklang ge­
bracht werden muss, das besagt, dass 

sich niemand auf eine fehlerhafte 
Rechtsanwendung zugunsten eines an­
deren berufen kann. Auch in diesem 
zweiten Fall ist die Rüge eines Ver­
stoßes gegen das Diskriminierungs­
verbot daher nicht erheblich. 

(vgl. Randnrn. 60-61) 
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